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Bundesministerium der Finanzen                  29. November 2019  

Orientierungshilfe für die Anwendung des § 146a AO und der KassenSichV 
 
Bei diesem Fragen- und Antworten-Katalog (FAQ) handelt es sich um eine Orientierungshilfe für die Anwen-
dung des § 146a Abgabenordnung (AO) und der Verordnung zur Bestimmung der technischen Anforderungen 
an elektronische Aufzeichnungs- und Sicherungssysteme im Geschäftsverkehr (Kassensicherungsverordnung - 
KassenSichV). Eine Rechtsbindung geht hiervon nicht aus. Die Entscheidung im Einzelfall bleibt dem zuständi-
gen Finanzamt vorbehalten. 
 

Weitere Informationen: 
 
Anwendungserlass zu § 146a AO vom 17. Juni 2019 
Link: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthe-
men/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2019-06-17-einfuehrung-paragraf-146a-AO-anwendungserlass-
zu-paragraf-146a-AO.html 
Digitale Schnittstelle der Finanzverwaltung für Kassensysteme (DSFinV-K 2.0) 
Link: https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Aussenpruefungen/DigitaleSchnittstelleFinV/digitaleschnittstel-
lefinv_node.html 
Kassensicherungsverordnung - KassenSichV 
Link: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Verordnungen/2017-10-
06-KassenSichV.html 
Digitale Grundaufzeichnungen bei Kassen und Kassensystemen - FAQ des Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) 
Link: https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/DigitaleGesellschaft/Grundaufzeichnungen/FAQ/faq_node.html 
 

Frage- und Antworten-Katalog (FAQ) 
 

Thema: Anwendungsbereich und Übergangsvorschrift 
 
Frage:  Kann man bei Ausfall oder Nichterreichbarkeit einer TSE (z.B. bei einer Cloud-Lösung oder einer zent-

ralen TSE im eigenen Rechenzentrum) auf eine zweite TSE zugreifen? 
 
Antwort: Nach Nr. 1.3 des AEAO zu § 146a muss ein elektronisches Aufzeichnungssystem oder eine Gruppe 

elektronischer Aufzeichnungssysteme bei störungsfreier Verwendung genau einer zertifizierten 
technischen Sicherheitseinrichtung zugeordnet sein. Im Falle einer Störung darf also auf eine 
zweite TSE zugegriffen werden. 

 
Frage: Müssen bei größeren Softwaresystemen, die auch ein Kassenmodul enthalten, Geschäftsvorfälle ab-

gesichert werden, die mit dem Verkauf nichts zu tun haben? Beispiel: Bestellung von Ware beim Lie-
feranten in einer Warenwirtschaft, die für eine verbindlich vereinbarte Veranstaltung bestimmt ist? 

 

Download bei A.Padelat   :     Wortlaut der   Orientierungshilfe  vom 29.11.2019
Quelle: veröffentlicht auf der Homepage des BMF
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2019-06-17-einfuehrung-paragraf-146a-AO-anwendungserlass-zu-paragraf-146a-AO.html
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https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/DigitaleGesellschaft/Grundaufzeichnungen/FAQ/faq_node.html
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Antwort: Es müssen nur die Geschäftsvorfälle abgesichert werden, die zu einem kassenrelevanten oder kas-
sensturzrelevanten Vorgang gehören oder zu diesem werden könnten. Bestellungen beim Liefe-
ranten über eine Warenwirtschaft gehören nicht dazu, auch wenn sie einem zukünftigen Verkauf 
eindeutig zugeordnet werden können. Sie müssen im Rahmen der gesetzlichen Aufzeichnungs- 
und Aufbewahrungspflichten aufgezeichnet werden. 

 
Frage: Sind Barverkaufsfunktionen beispielsweise in einer Warenwirtschafts- oder Hotelsoftware per TSE zu 

schützen? 
 
Antwort: Nr. 2.1.4 des AEAO zu § 146 definiert: „Ein elektronisches Aufzeichnungssystem ist die zur elektro-

nischen Datenverarbeitung eingesetzte Hardware und Software, die elektronische Aufzeichnun-
gen zur Dokumentation von Geschäftsvorfällen und somit Grundaufzeichnungen erstellt“. Damit 
sind die fraglichen Systeme eindeutig „elektronisches Aufzeichnungssysteme“. Sobald die Systeme 
in der Lage sind, bare Zahlungsvorgänge zu erfassen und abzuwickeln, fällt der entsprechende Teil 
der Software - jedoch nicht das gesamte System - unter die Anforderungen des § 146a AO i.V.m. 
der KassenSichV. 

 
Frage: Was bedeutet „Kassensturzfähigkeit“? Auf welcher Rechtsgrundlage basiert sie? 
 
Antwort: Kassensturzfähigkeit bedeutet, dass eine Überprüfung des Ist-Kassenbestandes mit dem Soll-Kas-

senbestand möglich ist. Dies ergibt sich aus § 146 Abs. 1 Sätze 1 und 2 AO. 
 
Frage: Gelten die Anforderungen des § 146a AO auch für deutsche Filialen von Unternehmen mit Sitz im 

Ausland? 
 
Antwort: Die Anforderungen gelten auch für Betriebsstätten ausländischer Unternehmen in Deutschland. 
 
Frage: Müssen auch mobile Endgeräte (sog. Handhelds), mit denen die Bestellung der Kunden an den Kas-

senserver übertragen wird, bereits an eine TSE angebunden werden? 
 
Antwort: Mobile Endgeräte sind dahingehend zu unterscheiden, ob sie selbst ein (Teil eines) Aufzeich-

nungssystem(s) sind, oder als Eingabegerät zu qualifizieren sind. Kann das Gerät offline, ohne An-
bindung an eine andere zentrale, die Aufzeichnungen führende Kasse betrieben werden, handelt 
es sich um ein selbständiges Aufzeichnungssystem und ist selbst unmittelbar an eine TSE anzubin-
den. Gehen die Funktionen des Geräts hingegen nicht über die Funktionen z.B. einer Tastatur hin-
aus, handelt es sich um ein Eingabegerät. In diesem Fall werden die erfassten Daten unmittelbar 
nach Erfassung an ein mit einer TSE verbundenes Aufzeichnungssystem übergeben.  

 
Frage: Dürfen innerhalb einer Filiale Kassen mit angeschlossener TSE und bauartbedingt nicht aufrüstbaren 

Kassen zeitgleich bis zum 31. Dezember 2022 verwendet werden? 
 
Antwort: Ja, sofern die nicht aufrüstbaren Geräte die Voraussetzungen des Art. 97 § 30 Abs. 3 EGAO erfül-

len, also eine Anschaffung nach dem 25. November 2010 und vor dem 1. Januar 2020 erfolgte und 
die Geräte die Anforderungen des BMF-Schreibens vom 26. November 2010 erfüllen. Dies gilt 
nicht, wenn die Kassen in einem Verbundsystem zusammen eingebunden sind. 
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Thema: Der Vorgang 
 
Frage: Wie ist der Vorgangsstart genau definiert? Muss z.B. bei einer Vorbestellung/Reservierung im Restau-

rant oder bei der Reservierung von Kinokarten ein Vorgang gestartet werden? Wann genau im Be-
dienablauf muss eine Kommunikation mit der TSE erfolgen? 

 
Antwort: Laut KassenSichV muss „für jede Aufzeichnung eines Geschäftsvorfalls oder anderen Vorgangs [...] 

von einem elektronischen Aufzeichnungssystem unmittelbar eine neue [TSE-] Transaktion gestar-
tet werden.” Bei Reservierungen, Vorbestellungen oder anderen Vereinbarungen über zukünftige 
Lieferungen oder Dienstleistungen ist im ersten Schritt also zu entscheiden, ob in diesem Rahmen 
ein Vorgang begonnen werden muss. Eine hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass es zu einem Ge-
schäftsvorfall kommt, ist beispielsweise dann gegeben, wenn aufgrund dieses Schrittes bereits 
Leistungen vorbereitet werden. Wenn also aufgrund einer Bestellung Ware produziert wird, ist 
ein Vorgang zu beginnen. Wenn Anzahlungen geleistet werden oder der Rücktritt von der Bestel-
lung bzw. Reservierung zu einer Zahlung führt (z.B. „No-Show“-Gebühr), ist in jedem Fall ein Vor-
gang zu beginnen. Eine unverbindliche Vorreservierung einer Leistung, die ohnehin erbracht wer-
den wird (z.B. Vorreservierung von Kinokarten, die verfällt, wenn sie nicht bestätigt wird oder 
auch die Vereinbarung eines Friseurtermins) führt nicht zum Beginn eines Vorgangs. Wenn der 
aktuelle Bedienvorgang zu einem Vorgangsbeginn im Sinne des AEAO führt, muss in der TSE eine 
Transaktion gestartet werden, sobald eine relevante Handlung vorliegt. Hierbei kann es sich um 
den Beginn der Erfassung der Bestellung oder das Scannen von Ware handeln. 

 
Frage: Wie müssen Trinkgelder behandelt werden? 
 
Antwort: Trinkgeld an den Unternehmer sind Teil des Umsatzes und somit zu erfassen. Trinkgeld an Ange-

stellte sind unter dem Aspekt der Kassensturzfähigkeit wichtig, wenn und soweit diese nicht phy-
sisch getrennt vom betrieblichen Bargeldbestand aufbewahrt werden. Sofern Trinkgelder in den 
Geldbestand der Kasse aufgenommen werden, sind Aufzeichnungen hierüber mit einer TSE abzu-
sichern. 

 

Thema: Zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) 
 
Frage: Wie lange kann eine TSE genutzt werden? 
 
Antwort: Grundsätzlich bis zum Ablauf des kryptografischen Zertifikates in der TSE. (Siehe BSI: 

https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/DigitaleGesellschaft/Grundaufzeichnungen/Informatio-
nenZertifizierung/InformationenZertifizierung_node.html ) 

 
Frage: Ist eine Internet-Verbindung nötig, um eine Kasse mit TSE zu betreiben? 
 
Antwort: Das hängt vom Typ der TSE ab. Es befinden sich zurzeit neben den lokalen Lösungen auch TSE als 

Cloud-Lösungen in der Zertifizierung. Für eine Anbindung einer TSE als Cloud-Lösung ist eine stän-
dige Internetverbindung erforderlich. 

 

https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/DigitaleGesellschaft/Grundaufzeichnungen/InformationenZertifizierung/InformationenZertifizierung_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/DigitaleGesellschaft/Grundaufzeichnungen/InformationenZertifizierung/InformationenZertifizierung_node.html
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Frage: Laut FAQs des BSI ist bei einer „fernverbundenen“ TSE eine zertifizierte Softwarekomponente im Kas-
sensystem erforderlich. Wie ist „fernverbunden” definiert? 

 
Antwort: „Fernverbunden“ ist eine Komponente der TSE - wie etwa bei der Aufteilung SMAERS vs. CSP der 

TSE -, wenn sie nicht lokal in der operationellen Umgebung des Steuerpflichtigen betrieben wird. 
Die operationelle Umgebung muss dabei unter der physischen Kontrolle des Steuerpflichtigen 
sein. Siehe dazu auch Grafik Nr. 2 des BSI Schutzprofils, vgl. https://www.bsi.bund.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/BSI/Zertifizierung/Reporte/ReportePP/PPinEvaluierung/BSI-CC-PP-0105-
yyyy.pdf  

 

Thema: Einheitliche digitale Schnittstelle (DSFinV-K) 
 
Frage: Wie ist mit Geschäftsvorfällen zu verfahren, die länger als einen Tag andauern? Die DSFinV-K und 

auch die meisten Kassen basieren auf einem Tagesabschluss. 
 
Antwort: Nicht abgeschlossene Geschäftsvorfälle werden entweder als Bestellungen in eigenen Transaktio-

nen oder als „andere Vorgänge“ abgesichert, die in der DSFinV-K über den Abrechnungskreis oder 
eine Referenzierung miteinander verknüpft sind. 

 
Frage: Die Abläufe bei „langanhaltenden Bestellvorgängen” (Nr. 3.6.6.2 des AEAO zu § 146a) bis zur Rech-

nung sind oft nicht linear, z.B. können in der Gastronomie zwischen Bestellung und Rechnung Tisch-
speicher gesplittet (aus einem werden mehrere) oder zusammengelegt (aus mehreren wird einer) 
werden. Welche Startzeit bekommt die Rechnung? 

 
Antwort: Sofern die langanhaltenden Bestellvorgänge mit der Transaktion „Bestellung“ abgesichert wur-

den, bekommt jede Rechnung den Zeitpunkt als Startzeit zu dem die Transaktion „Kassenbeleg“ 
begonnen wird. Werden z.B. mehrere Rechnungen für einen Tisch zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten erstellt, so erhält die jeweilige Rechnung die Startzeit des Zeitpunkts zu dem die jeweilige 
Transaktion „Kassenbeleg“ begonnen wird. Zusätzlich ist auf den Bon der Startzeitpunkt der ers-
ten Bestellung in Klarschrift aufzudrucken (siehe Nr. 2.7 sowie Anlage H, Folie 5, der DSFinV-K) 

 

Thema: Beleg und Belegausgabepflicht 
 
Frage: Gibt es eine Bonpflicht? 
 
Antwort: Ja. Im Gesetz wird die „Bonpflicht“ als Belegausgabepflicht (§ 146a Abs. 2 AO) bezeichnet. Der 

Kunde ist nicht verpflichtet, den Beleg anzunehmen. Die Belegausgabepflicht gilt auch für Regist-
rierkassen, die der Übergangsregelung des Art. 97 § 30 Abs. 3 EGAO unterliegen. Die Belege dieser 
Registrierkassen müssen nicht den Anforderungen des § 6 KassenSichV entsprechen. 

 
Frage: Gibt es Ausnahmen von der Belegausgabepflicht? 
 
Antwort: Eine Befreiung kommt nur dann in Betracht, wenn nachweislich eine sachliche Härte für den ein-

zelnen Steuerpflichtigen besteht und die Besteuerung durch die Erleichterung nicht beeinträchtigt 
wird. Die mit der Belegausgabepflicht entstehenden Kosten stellen für sich allein keine sachliche 

https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Zertifizierung/Reporte/ReportePP/PPinEvaluierung/BSI-CC-PP-0105-yyyy.pdf
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Zertifizierung/Reporte/ReportePP/PPinEvaluierung/BSI-CC-PP-0105-yyyy.pdf
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Zertifizierung/Reporte/ReportePP/PPinEvaluierung/BSI-CC-PP-0105-yyyy.pdf
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Härte im Sinne des § 148 AO dar (Nr. 6.9 des AEAO zu § 146a). Nach § 6 KassenSichV kann ein Be-
leg auch in elektronischer Form ausgegeben werden. 

 
Frage: Gibt es eine Bagatellgrenze für die Belegausgabepflicht? 
 
Antwort: Nein. 
 

Thema: Ausfall der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 
 
Frage: Was passiert, wenn die TSE einer Kasse ausfällt? 
 
Antwort: Siehe Nr. 7 des AEAO zu § 146a. 
 
Frage: Was passiert, wenn die Kasse ausfällt? 
 
Antwort: Siehe AEAO zu § 146 und Nr. 7 des AEAO zu § 146a. 
 

Thema: Mitteilungspflicht nach § 146a Abs. 4 AO 
 
Frage: Wie funktioniert das Meldeverfahren bei Kurzfrist-Leihgeräten? 
 
Antwort: Es gelten die gleichen Regeln wie bei Kauf, Leasing, Miete o.ä. Der Entleiher hat seine Mitteilungs-

pflicht nach § 146a Abs. 4 AO gegenüber der Finanzbehörde zu erfüllen. 
 

Thema: Verbot des In-Verkehr-Bringens und Rechtsfolgen bei Verstoß gegen § 146a AO 
 
Frage: Was passiert, wenn ich ein aufrüstbares Kassensystem verwende, aber trotzdem bis zum 31. Dezem-

ber 2022 mit einer Aufrüstung warte? 
 
Antwort: Nach § 379 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 i.V.m. Abs. 6 AO ist das eine Ordnungswidrigkeit, die mit bis zu 

25.000 Euro Bußgeld belegt ist. Das Bußgeld kann unabhängig davon, ob es tatsächlich eine Mani-
pulation oder Steuerverkürzung gegeben hat, verhängt werden. 

 
Frage: Dürfen nicht aufrüstbare, gebrauchte Geräte, die nach dem 25. November 2010 und vor dem 1. Ja-

nuar 2020 in Verkehr gebracht, aber nach dem 1. Januar 2020 vom Steuerpflichtigen erworben wur-
den, auch bis zum 31. Dezember 2022 eingesetzt werden? 

 
Antwort: Diese Geräte dürfen ab dem 1. Januar 2020 nicht mehr vertrieben oder beworben werden. Dies 

gilt auch für gebrauchte Geräte. Da sie in diesem Fall vom Steuerpflichtigen nach dem 1. Januar 
2020 angeschafft werden, gilt die Übergangsregelung des Art. 97 § 30 Abs. 3 EGAO nicht. Die Ge-
räte dürften also nicht genutzt werden. 
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